
Stadt Dohna
Landkreis Sächsische Schweiz-Osterzgebirge

Kommunalwahl 2024

Rechtliche Grundlagen zur Abgabe eines Wahlvorschlages

§ 6a Kommunalwahlgesetz- Inhalt und Form der Wahlvorschläge
(1) 'Jeder Wahlvorschlag darf in Gemeinden mit einem Wahlkreis höchstens eineinhalbmal soviel Be­
werber enthalten, wie Gemeinderäte zu wählen sind. 'In den übrigen Gemeinden wird die höchstzu­
lässige Zahl an Bewerbern jedes Wahlvorschlags in derWeise ermittelt, dass die Zahl der zu wählenden
Gemeinderäte durch die Zahl der Wahlkreise geteilt und die sich hieraus ergebende Zahl mit der
Zahl 1,5 multipliziert wird; Bruchteile der hiernach ermittelten Zahl werden aufgerundet.
(2) 'Mit dem Wahlvorschlag ist eine Erklärung jedes Bewerbers einzureichen, dass er der Aufnahme in
den Wahlvorschlag zugestimmt hat. 'Die Zustimmung ist unwiderruflich. 'Ein Bewerber darf sich nicht
in mehrere Wahlvorschläge aufnehmen lassen.
(3) 'Wer die Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedsstaates der Europäischen Union besitzt (Uni­
onsbürger) und sich um einen Sitz im Gemeinderat bewirbt, hat bis zum Ende der Einreichungsfrist
gegenüber dem Vorsitzenden des Gemeindewahlausschusses zusätzlich an Eides statt zu versichern,
dass er im Herkunftsmitgliedsstaat die Wählbarkeit nicht verloren hat. 'Sofern er nach § 26 des Bun­
desmeldegesetzes von der Meldepflicht befreit ist, hat er ferner an Eides statt zu versichern, seit wann
er in der Gemeinde eine Wohnung, bei mehreren Wohnungen in der Bundesrepublik Deutschland
seine Hauptwohnung hat; bei mehreren Wohnungen in der Bundesrepublik Deutschland sind deren
Anschriften anzugeben. 3§ 6c Absatz 7 Satz 3 gilt entsprechend. Bei Zweifeln an der Richtigkeit der
Versicherung an Eides statt nach Satz 1 ist vom Bewerber die Vorlage einer Bescheinigung der zustän­
digen Verwaltungsbehörde seines Herkunftsmitgliedsstaates zu verlangen, dass er in diesem Mitglieds­
staat seine Wählbarkeit nicht verloren hat oder dass dieser Behörde ein solcher Verlust nicht bekannt
ist.
(4) 'Wahlvorschläge von Parteien und von mitgliedschaftlich organisierten Wählervereinigungen sind
von dem für das Wahlgebiet zuständigen Vorstand oder sonst Vertretungsberechtigten eigenhändig
zu unterzeichnen. 'Besteht der Vorstand oder sonst Vertretungsberechtigte aus mehr als drei Mitglie­
dern, genügt die Unterschrift von drei Mitgliedern, darunter die des Vorsitzenden oder seines Stellver­
treters. 3Wahlvorschläge von nicht mitgliedschaftlich organisierten Wählervereinigungen sind von drei
wahlberechtigten Angehörigen zu unterzeichnen, die an der Versammlung nach § 6c Absatz 2 teilge­
nommen haben. Für die Einreichung des Wahlvorschlags einschließlich aller Anlagen ist die elektroni­
sche Form ausgeschlossen.
(5) 'In jedem Wahlvorschlag sollen eine Vertrauensperson und eine stellvertretende Vertrauensperson
bezeichnet werden. 'Fehlt diese Bezeichnung, so gilt der erste Unterzeichner des Wahlvorschlags als
Vertrauensperson und der zweite Unterzeichner als stellvertretende Vertrauensperson. 'Soweit in die­
sem Gesetz und in der Kommunalwahlordnung nichts anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauens­
personen, jede für sich, berechtigt, verbindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und Er­
klärungen von Wahlorganen entgegenzunehmen. "Vertrauenspersonen können durch Erklärung der
Mehrheit der Unterzeichner des Wahlvorschlags an den Vorsitzenden des Gemeindewahlausschusses
abberufen und durch andere ersetzt werden.

S 6c- Aufstellung von Bewerbern
(1) 'Als Bewerber einer Partei oder einer mitgliedschaftlich organisierten Wählervereinigung kann in
einem Wahlvorschlag nur benannt werden, wer in einer Mitgliederversammlung oder in einer Vertre­
terversammlung hierzu gewählt worden ist. 'Mitgliederversammlung ist eine Versammlung der im
Zeitpunkt ihres Zusammentritts wahlberechtigten Mitglieder im Wahlgebiet. 3Vertreterversammlung
ist eine Versammlung der von einer derartigen Mitgliederversammlung aus ihrer Mitte gewählten Ver­
treter. Reicht die Zahl der wahlberechtigten Mitglieder der Partei oder mitgliedschaftlichen
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Wählervereinigung in der Gemeinde nicht zur Durchführung einer Mitgliederversammlung aus, tritt an
deren Stelle eine Versammlung der wahlberechtigten Mitglieder oder Vertreter im Landkreis.
(2) Als Bewerber in Wahlvorschlägen nicht mitgliedschaftlich organisierter Wählervereinigungen kann
nur benannt werden, wer in einer Versammlung der im Zeitpunkt ihres Zusammentritts wahlberech­
tigten Angehörigen der Wählervereinigung von der Mehrheit der anwesenden Angehörigen hierzu ge­
wählt worden ist.
(3) 'In Gemeinden mit mehreren Wahlkreisen sind die Bewerber und ihre Reihenfolge für alle Wahl­
vorschläge einer Partei oder Wählervereinigung in einer Mitglieder- oder Vertreterversammlung im
Wahlgebiet zu bestimmen. 'Dabei sind für jeden Wahlkreis getrennte Wahlen durchzuführen.
(4) 'Die Bewerber und die Vertreter für die Vertreterversammlung müssen geheim gewählt wer­
den. 'In gleicherWeise ist die Reihenfolge der Bewerber festzulegen. Jeder stimmberechtigte Teilneh­
mer der Versammlung ist vorschlagsberechtigt; satzungsmäßige Vorschlagsrechte bleiben unbe­
rührt. Den Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich und ihr Programm der Versammlung vorzustel­
len.
(5) Die Wahl der Bewerber darf frühestens 12 Monate, die Wahl der Vertreter frühestens 15 Monate
vor Ablauf des Zeitraums, in dem die Gemeinderatswahl durchzuführen ist, stattfinden.
(6) Das Nähere über die Wahl der Vertreter für die Vertreterversammlung, über die Einberufung und
Beschlussfähigkeit der Mitglieder- oder Vertreterversammlung sowie über das Verfahren für die Wahl
der Bewerber regeln die Parteien und Wählervereinigungen durch ihre Satzungen.
(7) Mit dem Wahlvorschlag ist eine Niederschrift über die Wahl der Bewerber mit Angaben über Ort,
Art und Zeit der Versammlung, Zahl der erschienenen Stimmberechtigten und dem Ergebnis der Wah­
len einzureichen. 'Hierbei haben der Leiter der Versammlung und zwei stimmberechtigte Teilnehmer
an Eides statt zu versichern, dass die Wahl der Bewerber in geheimer Wahl erfolgt ist und den Bewer­
bern die Gelegenheit gegeben wurde, sich und ihr Programm derVersammlung vorzustellen. 3Der Vor­
sitzende des Gemeindewahlausschusses ist zur Abnahme einer solchen Versicherung an Eides statt
zuständig; er gilt als Behörde im Sinne von § 156 des Strafgesetzbuches.

§ Gb- Unterstützungsunterschriften
(3) 'Der Wahlvorschlag einer Partei oder mitgliedschaftlich organisierten Wählervereinigung, die auf­
grund eigenen Wahlvorschlags

1. im Sächsischen Landtag vertreten ist oder
2. seit der letzten Wahl im Gemeinderat der Gemeinde vertreten ist oder im Gemeinderat einer an
einer Gemeindeeingliederung oder Gemeindevereinigung beteiligten früheren Gemeinde im Wahl­
gebiet zum Zeitpunkt des Erlöschens der Mandate vertreten war,

bedarf abweichend von Absatz 1 und 2 keiner Unterstützungsunterschriften. 'Dies gilt entsprechend
für den Wahlvorschlag einer nicht mitgliedschaftlich organisierten Wählervereinigung, wenn er von
der Mehrheit der für die Wählervereinigung Gewählten, die dem Gemeinderat zum Zeitpunkt der
Einreichung angehören oder zum Zeitpunkt der Gemeindeeingliederung oder Gemeindevereinigung
angehört haben, unterschrieben ist.

Inhalt des Wahlvorschlages

§ 16- SäschsKOmVO, Inhalt und Form der Wahlvorschläge
(1) 'Der Wahlvorschlag soll nach dem Muster der Anlage 16 eingereicht werden. 'Er muss enthalten:

1. als Bezeichnung des Wahlvorschlags den Namen der einreichenden Partei oder Wählerverei­
nigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese, oder ein Kennwort,
wenn die einreichende Wählervereinigung keinen Namen führt,

2. Familiennamen, Vornamen, Beruf oder Stand, Geburtsdatum und Anschrift (Hauptwohnung)
der Bewerberinnen und Bewerber, bei ausländischen Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern
ferner die Staatsangehörigkeit,
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3. Wahlgebiet und Wahlkreis, wenn das Wahlgebiet in mehrere Wahlkreise unterteilt ist.
Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Einzelbewerbers für die Bürgermeis­
terwahl oder die Landratswahl muss den Familiennamen als Bezeichnung enthalten. Die Na­
men der Bewerberinnen und Bewerber müssen in der durch die Mitglieder- oder Vertreter­
versammlung der Partei oder Wählervereinigung festgelegten Reihenfolge aufgeführt
sein. 5Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur einmal aufgeführt sein; für niemanden
dürfen Stimmenzahlen vorgeschlagen sein.

(2) 1Als Beruf der Bewerberin oder des Bewerbers ist derjenige anzugeben, der zurzeit als Hauptberuf
ausgeübt wird oder zuletzt ausgeübt wurde. 'Die zusätzliche Angabe von akademischen Graden und
Wahlehrenämtern ist zulässig. Zusätzlich kann ein eingetragener Ordens- oder Künstlername (§ 5 Ab­
satz 2 Nummer 12 des Personalausweisgesetzes, § 4 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 des Paßgesetzes) an­
gegeben werden.
(3) Dem Wahlvorschlag sind beizufügen:

l. eine Erklärung jeder Bewerberin und jedes Bewerbers nach dem Muster der Anlage 17, dass
sie oder er der Aufnahme in den Wahlvorschlag zugestimmt hat(§ 6a Absatz 2 des Kommunal­
wahlgesetzes) und dass sie oder er für dieselbe Wahl nicht in einem anderen Wahlvorschlag
aufgestellt ist,

2. beim Wahlvorschlag für eine Gemeinderatswahl, Ortschaftsratswahl, Stadtbezirksbeiratswahl
oder Kreistagswahl für jede Bewerberin und jeden Bewerber eine Bescheinigung der zuständi­
gen Gemeinde über ihre oder seine Wählbarkeit nach dem Muster der Anlage 17,

3. beim Wahlvorschlag für eine Bürgermeisterwahl oder Landratswahl eine Erklärung der Bewer­
berin oder des Bewerbers zum Vorliegen der allgemeinen persönlichen Voraussetzungen für
die Berufung in das Beamtenverhältnis (§ 41 Absatz 3 des Kommunalwahlgesetzes, auch in
Verbindung mit§ 56 Satz 2 des Kommunalwahlgesetzes) nach dem Muster der Anlage 18,

4. beim Wahlvorschlag einer Partei oder Wählervereinigung eine Ausfertigung der nach § 6c Ab­
satz 7 des Kommunalwahlgesetzes anzufertigenden Niederschrift mit der erforderlichen Ver­
sicherung an Eides statt; die Niederschrift soll nach dem Muster der Anlage 19 und die Versi­
cherung an Eides statt soll nach dem Muster der Anlage 20, auch unmittelbar auf der Nieder­
schrift, gefertigt werden,

5. im Falle der Anwendung von § 6c Absatz 1 Satz 4 des Kommunalwahlgesetzes eine von dem
für den Landkreis oder die Gemeinde zuständigen Vorstand oder sonst Vertretungsberechtig­
ten der Partei oder mitgliedschaftlich organisierten Wählervereinigung unterzeichnete schrift­
liche Bestätigung, dass die Voraussetzungen für dieses Verfahren vorlagen (§ 6a Absatz 4
Satz 2 des Kommunalwahlgesetzes gilt entsprechend),

6. beim Wahlvorschlag einer mitgliedschaftlich organisierten Wählervereinigung oder einer Par­
tei, deren Satzung nicht gemäß § 6 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1, Satz 2 des Parteiengesetzes in
der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Januar 1994 (BGBI. IS. 149), das zuletzt durch Arti­
kel 4 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBI. I S. 3436) geändert worden ist, in der jeweils
geltenden Fassung, der Bundeswahlleiterin oder dem Bundeswahlleiter mitgeteilt worden ist,
zum Nachweis der mitgliedschaftlichen Organisation eine gültige Satzung,

7. beim Wahlvorschlag einer nicht mitgliedschaftlich organisierten Wählervereinigung für jede
Unterzeichnerin und jeden Unterzeichner des Wahlvorschlags eine Bescheinigung der zustän­
digen Gemeinde über ihr oder sein Wahlrecht nach dem Muster der Anlage 21,

8. bei ausländischen Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern eine Versicherung an Eides statt
nach § 6a Absatz 3 des Kommunalwahlgesetzes.

(4) Die Bescheinigung der Wählbarkeit (Absatz 3 Nummer 2) und die Bescheinigung des Wahlrechts
(Absatz 3 Nummer 7) sind kostenlos zu erteilen.
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Übersicht der einzureichenden Wahlunterlagen

Formular Partei Mitgliedschaftli- Nichtmitgliedschaftliche Wäh­
ehe Wählerver- lervereinigung
einigung

Anlage 16 - Wahlvorschlag X X X

§ 6 b Absatz 3 Satz 2 Kommu-
nalwahlgesetz beachten!

Anlage 17 Zustimmungserklärung X X X

Bescheinigung der Wählbarkeit

(jeder Bewerber)

Anlage 18- Niederschrift X X X

§ 6 c Absatz 7 Kommunalwahlgesetz be-
achten

Anlage 19- Niederschrift Versammlung X X X
zur Aufstellung der Bewerber

Anlage 20- Versicherung an Eides statt X X

Anlage 21-Versicherung des Wahlrechts X

Gültige Satzung X

Reicht die Zahl der wahlberechtigten ? ?
Mitglieder der Partei oder mitglied­
schaftlichen Wählervereinigung in der
Gemeinde nicht zur Durchführung einer
Mitgliederversammlung aus, tritt an de-
ren Stelle eine Versammlung der wahl-
berechtigten Mitglieder oder Vertreter
im Landkreis.

Besetzung des Vorstandes, Nachweis X X
der letzten Vorstandswahl (Protokoll)
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Sächsisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 16 29. August 2023

Unterabschnitt 4
Wahlvorschläge

s$16
Inhalt und Form der Wahlvorschläge

(1) Der Wahlvorschlag soll nach dem Muster der An­
lage 16 eingereicht werden. Er muss enthalten:
1. als Bezeichnung des Wahlvorschlags den Namen der

einreichenden Partei oder Wählervereinigung und, so­
fern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese,
oder ein Kennwort, wenn die einreichende Wählerverei­
nigung keinen Namen führt,

2. Familiennamen, Vornamen, Beruf oder Stand, Geburts­
datum und Anschrift (Hauptwohnung) der Bewerberin­
nen und Bewerber, bei ausländischen Unionsbürgerin­
nen und Unionsbürgern ferner die Staatsangehörigkeit,

3. Wahlgebiet und Wahlkreis, wenn das Wahlgebiet in
mehrere Wahlkreise unterteilt ist.

Der Wahlvorschlag einer Einzelbewerberin oder eines Ein­
zelbewerbers für die Bürgermeisterwahl oder die Landrats­
wahl muss den Familiennamen als Bezeichnung enthalten.
Die Namen der Bewerberinnen und Bewerber müssen in der
durch die Mitglieder- oder Vertreterversammlung der Partei
oder Wählervereinigung festgelegten Reihenfolge aufgeführt
sein. Jede Bewerberin und jeder Bewerber darf nur einmal
aufgeführt sein; für niemanden dürfen Stimmenzahlen vor­
geschlagen sein.

(2) Als Beruf der Bewerberin oder des Bewerbers ist
derjenige anzugeben, der zurzeit als Hauptberuf ausgeübt
wird oder zuletzt ausgeübt wurde. Die zusätzliche Angabe
von akademischen Graden und Wahlehrenämtern ist zuläs­
sig. Zusätzlich kann ein eingetragener Ordens- oder Künst­
lername (§ 5 Absatz 2 Nummer 12 des Personalausweisge­
setzes, S 4 Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 des Paßgesetzes)
angegeben werden.

(3) Dem Wahlvorschlag sind beizufügen:
1. eine Erklärung jeder Bewerberin und jedes Bewerbers

nach dem Muster der Anlage 17, dass sie oder er der
Aufnahme in den Wahlvorschlag zugestimmt hat (§ 6a
Absatz 2 des Kommunalwahlgesetzes) und dass sie
oder er für dieselbe Wahl nicht in einem anderen Wahl­
vorschlag aufgestellt ist,

2. beim Wahlvorschlag für eine Gemeinderatswahl, Ort­
schaftsratswahl, Stadtbezirksbeiratswahl oder Kreis­
tagswahl für jede Bewerberin und jeden Bewerber eine
Bescheinigung der zuständigen Gemeinde über ihre
oder seine Wählbarkeit nach dem Muster der Anlage 17,

3. beim Wahlvorschlag für eine Bürgermeisterwahl oder
Landratswahl eine Erklärung der Bewerberin oder des
Bewerbers zum Vorliegen der allgemeinen persönlichen
Voraussetzungen für die Berufung in das Beamtenver­
hältnis (§ 41 Absatz 3 des Kommunalwahlgesetzes,
auch in Verbindung mit § 56 Satz 2 des Kommunalwahl­
gesetzes) nach dem Muster der Anlage 18,

4. beim Wahlvorschlag einer Partei oder Wählerverei­
nigung eine Ausfertigung der nach § 6c Absatz 7 des
Kommunalwahlgesetzes anzufertigenden Niederschrift
mit der erforderlichen Versicherung an Eides statt; die
Niederschrift soll nach dem Muster der Anlage 19 und
die Versicherung an Eides statt soll nach dem Mus­
ter der Anlage 20, auch unmittelbar auf der Nieder­
schrift, gefertigt werden,

5. im Falle der Anwendung von § 6c Absatz 1 Satz 4 des
Kommunalwahlgesetzes eine von dem für den Landkreis
oder die Gemeinde zuständigen Vorstand oder sonst
Vertretungsberechtigten der Partei oder mitgliedschaft­
lich organisierten Wählervereinigung unterzeichnete
schriftliche Bestätigung, dass die Voraussetzungen für
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dieses Verfahren vorlagen (§ 6a Absatz 4 Satz 2 des
Kommunalwahlgesetzes gilt entsprechend),

6. beim Wahlvorschlag einer mitgliedschaftlich organisier­
ten Wählervereinigung oder einer Partei, deren Satzung
nicht gemäß § 6 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1, Satz 2 des
Parteiengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung
vom 31. Januar 1994 (BGBI. I S. 149), das zuletzt durch
Artikel 4 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBI. I
S. 3436) geändert worden ist, in der jeweils geltenden
Fassung, der Bundeswahlleiterin oder dem Bundes­
wahlleiter mitgeteilt worden ist, zum Nachweis der mit­
gliedschaftlichen Organisation eine gültige Satzung,

7. beim Wahlvorschlag einer nicht mitgliedschaftlich or­
ganisierten Wählervereinigung für jede Unterzeichne­
rin und jeden Unterzeichner des Wahlvorschlags eine
Bescheinigung der zuständigen Gemeinde über ihr oder
sein Wahlrecht nach dem Muster der Anlage 21,

8. bei ausländischen Unionsbürgerinnen und Unionsbür­
gern eine Versicherung an Eides statt nach § 6a Ab­
satz 3 des Kommunalwahlgesetzes.

(4) Die Bescheinigung der Wählbarkeit (Absatz 3 Num­
mer 2) und die Bescheinigung des Wahlrechts (Absatz 3
Nummer 7) sind kostenlos zu erteilen.

§ 17
Unterstützungsunterschriften

(1) Die oder der Vorsitzende des Gemeindewahlaus­
schusses legt für jeden Wahlvorschlag, der einer bestimm­
ten Anzahl an Unterstützungsunterschriften bedarf, ein ge­
sondertes Unterstützungsverzeichnis nach dem Muster der
Anlage 22 an und legt dieses unverzüglich nach Einreichung
des Wahlvorschlags bis zum Ende der Einreichungsfrist für
Wahlvorschläge zur Unterschriftsleistung in der nach § 1
Absatz 2 Nummer 7 und Absatz 3 Satz 1 Nummer 6 be­
kanntgemachten Stelle aus. Wahlberechtigte können ihre
Unterschrift während der allgemeinen Öffnungszeiten der
Verwaltung leisten; am Tag des Ablaufs der Frist für die Ein­
reichung von Wahlvorschlägen ist die Unterzeichnung bis
18:00 Uhr zu ermöglichen.

(2) Die Unterstützungsunterschrift muss von der oder
dem Wahlberechtigten auf einem Unterschriftsblatt nach
dem Muster der Anlage 23 unter Angabe des Tages der Un­
terzeichnung eigenhändig geleistet werden. Neben der Un­
terschrift sind Familienname, Vorname, Geburtsdatum und
Anschrift (Hauptwohnung) von der Unterzeichnerin oder dem
Unterzeichner anzugeben; auf Verlangen hat sie oder er sich
auszuweisen. Dabei ist sicherzustellen, dass bei der Unter­
zeichnung die von anderen Wahlberechtigten unterzeichne­
ten Unterschriftsblätter nicht eingesehen werden können.
Die Identität und die Wahlberechtigung der Unterzeichnerin
oder des Unterzeichners sind auf dem Unterschriftsblatt zu
bescheinigen.

(3) Wahlberechtigte, die infolge Krankheit oder ihres
körperlichen Zustands die Unterzeichnung durch Erklärung
vor einer oder einem Beauftragten der Verwaltung ersetzen
wollen, haben dies bei der oder dem Vorsitzenden des Wahl­
ausschusses spätestens am siebten Tag vor dem Ablauf der
Einreichungsfrist für Wahlvorschläge schriftlich zu beantra­
gen; dabei sind die Hinderungsgründe glaubhaft zu machen.
Offensichtlich unbegründete Anträge können zurückgewie­
sen werden; der ablehnende Bescheid ist der Antragstellerin
oder dem Antragsteller unverzüglich zuzustellen. Die oder
der Beauftragte sucht die Wahlberechtigte oder den Wahl­
berechtigten in deren oder dessen Wohnung oder an dem
von dieser oder diesem bezeichneten anderen Aufenthalts­
ort, der innerhalb des Wahlgebiets liegen muss, auf und legt


